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Abkiirzungsverzeichnis

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
EU Européische Union

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
UE Union européenne

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national
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POSTULAT
DATUM: 07.03.2017
AMANDO AMMANN

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
AMANDO AMMANN

POSTULAT
DATUM: 28.02.201
ANITA KAPPELI

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Mittels Postulat forderte Giovanni Merlini (fdp, TI) den Bundesrat auf, einen Bericht zu
erarbeiten, der die gegenwartigen Beziehungen zwischen EU und OECD auf der einen
Seite und der Schweiz auf der anderen Seite hinsichtlich der Besteuerung natdrlicher
und juristischer Personen darlegt. Besonders zu beachten sei die <«aggressive
Steuerpolitik» einzelner EU- und OECD-Lander sowie die von der Europaischen
Kommission beabsichtigte Erstellung einer schwarzen Liste mit Steueroasen. Der
Postulant kritisierte die in der Vergangenheit von EU und OECD eingenommene
«feindselige Haltung» gegenlber der schweizerischen Steuerpolitik, welche vor allem
durch die inkoharente Anwendung der Beurteilungskriterien bei der Erstellung von
Landerlisten splrbar geworden sei. Er beméngelte unter anderem die Bevorzugung von
EU-Mitgliedsstaaten respektive die strengere Behandlung von Drittstaaten sowie die
fehlende Berucksichtigung sogenannter Tax Rulings.

In seiner Antwort vom Mai 2017 verwies der Bundesrat darauf, dass die Schweiz die
Kriterien des Steuerscreenings fur verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich
bereits mehrheitlich erfille und sie daher nicht auf der schwarzen Liste der EU gefuhrt
werden wilrde. EU-Mitgliedstaaten seien von diesem Screening ausgenommen, da sie
zur Einhaltung EU-interner Regelungen verpflichtet seien und auch von mit der OECD
verbundenen Gremien Uberprift werden wirden.

Bei der Behandlung im Nationalrat im Mérz 2018 hob der zustédndige Bundesrat Ueli
Maurer zudem hervor, dass mit der Steuervorlage 17 das Schweizer Steuerregime fur
den internationalen Steuerwettbewerb angepasst werde und viele Bedenken des
Postulanten bereits aufgenommen worden seien. Der durch das Postulat geforderte
Bericht enthielte zudem Informationen, die offentlich verflgbar seien und sich
monatlich verdndern kénnten, und ware also bei seiner Publikation bereits veraltet.
Somit sei das Postulat nicht zielfUhrend. Dementsprechend empfahl der Bundesrat die
Ablehnung des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem Antrag jedoch nicht und
Uberwies das Postulat mit 168 zu 21 Stimmen (bei O Enthaltungen). '

Nationalrat Romano (mitte, TI) wollte mit seinem im Mérz 2021 eingereichten Postulat
den Bundesrat mit einer Beurteilung der Roadmap zwischen der Schweiz und Italien
beauftragen. Die Roadmap war 2015 abgeschlossen worden und umfasste verschiedene
steuer- und finanzpolitische Dossiers, Uber deren Stand Romano aufgeklart werden
wollte. Bestandteil dieses Ubereinkommens waren unter anderem eine Anpassung des
Doppelbesteuerungsabkommens bezlglich Grenzgangerinnern und Grenzgangern, die
Streichung der Schweiz von allen schwarzen Listen ltaliens, die Situation der
italienischen Exklave Campione d'ltalia und die bilaterale Regelung des Zugangs von
Schweizer Finanzdienstleistern zum italienischen Markt. Laut Postulatstext seien
verbindliche Eckwerte vereinbart worden, die nun beurteilt werden mussten, um Bilanz
zu ziehen. Der Bundesrat dusserte sich positiv gegenliber dem Anliegen des Postulats
und beantragte dessen Annahme. Dieser Aufforderung kam der Nationalrat in der
Sommersession 2021 stillschweigend nach. ?

Entwicklungspolitik

Der Nationalrat Uberwies im Februar ein Postulat seiner Wirtschaftskommission, durch
welches der Bundesrat verpflichtet wurde, in einem Bericht den Nutzen und mdgliche
Nachteile eines Steuerinformationsaustauschabkommens mit Entwicklungslandern fir
den Schweizer Finanzplatz darzulegen. ®

1) AB NR, 2018, S. 213 ff.
2) AB NR, 2021, S. 1480; Po. 21.3242
3) AB NR, 2011, S. 21 ff.
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